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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Änderung der Verordnung (EWG) 
Nr. 2829/72 des Rates über das Gemeinschaftskontingent für den Güterkraftverkehr 
zwischen den Mitgliedstaaten 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 75, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses, 

nach Artikel 4, Absatz 3 der Verordnung (EWG) 
Nr. 2829/72 des Rates vom 28. Dezember 1972 über 
das Gemeinschaftskontingent für den Güterkraftver- 
kehr zwischen den Mitgliedstaaten beschließt der 
Rat vor dem 31. März 1973 auf Vorschlag der Kom- 
mission nach dem Verfahren des Artikels 75 des 
Vertrages, ob eine Anpassung der Zahl der den 
neuen Mitgliedstaaten zugewiesenen Genehmigun- 
gen insbesondere unter Berücksichtigung der seit 
1969 erfolgten Entwicklung des Verkehrs zwischen 
diesen Staaten und den ursprünglichen Mitgliedstaa- 
ten gerechtfertigt ist; 

nach den Ergebnissen der Überprüfung der seit 
1969 im Verkehr der neuen Mitgliedstaaten einge- 
tretenen Entwicklung ist eine Erhöhung der Basis- 
zahlen der Gemeinschaftsgenehmigungen, die ihnen 
nach dieser Verordnung zuzuweisen sind, gerecht- 
fertigt. Außerdem erscheint eine zusätzliche Erhö- 
hung der genannten Basiszahlen insofern angezeigt, 
als sich die Verstärkung des Handelsverkehrs nach 
Erweiterung der Gemeinschaft für die Verkehrsun- 
ternehmer der neuen Mitgliedstaaten besonders 
spürbar auswirken wird; darüber hinaus ist zugun- 
sten dieser Mitgliedstaaten der Prozentsatz, auf des- 
sen Grundlage in der Verordnung (EWG) Nr. 2829/ 
72 die Zahlen für 1974 erhöht wurden, anzupassen - 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


Artikel 1 

Die Artikel 3 und 4 der Verordnung (EWG) Nr. 2829/ 
72 des Rates über das Gemeinschaftskontingent für 
den Güterkraftverkehr zwischen den Mitgliedstaa- 
ten ^) werden durch nachfolgende Vorschriften er- 
setzt: 

„Artikel 3 ’ 

1. Für 1973 umfaßt das Kontingent 1728 Genehmi- 
gungen. 

2. Für 1974 umfaßt das Kontingent 1970 Genehmi- 
gungen," 

„Artikel 4 

1. Für 1973 wird die Zahl der jedem Mitgliedstaat 
zugewiesenen Gemeinschaftsgenehmigungen wie 
folgt festgesetzt; 


Belgien 

191 

Dänemark 

120 

Deutschland 

321 

Frankreich 

313 

Irland 

36 

Italien 

230 

Luxemburg 

45 

Niederlande 

279 

Vereinigtes Königreich 

193 
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2. Für 1974 wird die Zahl der jedem Mitgliedstaat 
zugewiesenen Gemeinschaftsgenehmigungen wie 
folgt festgesetzt: 


Belgien 

221 

Dänemark 

141 

Deutschland 

356 

Frankreich 

341 

Irland 

42 

Italien 

266 

Luxemburg 

58 

Niederlande 

318 

Vereinigtes Königreidi 

227. 


Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am 1973 in 

Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Bundeskanzlers vom 
27. März 1973 - 1/4 (IV/ 1 ) - 680 70 - E - Gü 6/73: 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 14. März 1973 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts- und Sozialausschusses zu dem genannten 
Kommissionsvorschlag ist vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat ist noch nicht abzusehen. 
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Begründung 


1. Am 28. Dezember 1972 hat der Rat eine Verord- 
nung (EWG) Nr. 2829/72 über das Gemeinschafts- 
kontingent für den Güterkraftverkehr zwischen 
den Mitgliedstaaten angenommen. Nach Arti- 
kel 4, Abs. 3 dieser Verordnung beschließt der 
Rat vor dem 31. März 1973 auf Vorschlag der 
Kommission nach dem Verfahren des Artikels 75 
des Vertrages, ob eine Anpassung der Zahl der 
den neuen Mitgliedstaaten zugewiesenen Ge- 
nehmigungen insbesondere unter Berücksichti- 
gung der seit 1969 erfolgten Entwicklung des 
Verkehrs zwischen diesen Staaten und den ur- 
sprünglichen Mitgliedstaaten gerechtfertigt ist. 

Diese Vorschrift wurde infolge von Erwägungen 
der neuen Mitgliedstaaten über die Berechtigung 
der wirtschaftlichen Kriterien und statistischen 
Gegebenheiten, die der Festlegung ihrer Anteile 
am Gemeinschaftskontingent in dieser Verord- 
nung zugrundeliegen, eingefügt. Hierbei war be- 
rücksichtigt worden: 

— der im Jahre 1970 durchgeführte grenzüber- 
schreitende Güterkraftverkehr, 

— der gesamte im Jahre 1969 ausgeführte Ver- 
kehr (Verkehr der drei Binnenverkehrsträ- 
ger sowie die Seeschiffahrt). 

Zur Unterstützung der Gemeinschaftsorgane bei 
der Vorbereitung der in Artikel 4, Abs. 3 der 
Verordnung vorgesehenen Entscheidung hat der 
Rat auf seiner Sitzung vom 18. und 19. Dezember 
1972 eine Arbeitsgruppe unter Vorsitz eines Ver- 
treters der Kommission beauftragt, die oben er- 
wähnten Grundvoraussetzungen unter Berück- 
sichtigung vor allem der seit 1969 im Verkehr 
zwischen den neuen Mitgliedstaaten und den ur- 
sprünglichen Mitgliedstaaten eingetretenen Ent- 
wicklung zu untersuchen. 

2. Diese Arbeitsgruppe hat in ihrer Sitzung vom 
22. Januar 1973 die Berechtigung des auf den 
internationalen Straßenverkehr gestützten Kri- 
teriums anerkannt. Was die auf den Gesamt- 
verkehr sich beziehende Meßzahl anbetrifft, so 
hat die Gruppe in ihrer Mehrheit die Meinung 
vertreten, daß dieser im vorliegenden Fall ledig- 
lich als Anhaltspunkt dienen könne. Die statisti- 
schen Unterlagen für die beiden Parameter wur- 
den von der überwiegenden Mehrzahl der Grup- 
pe als gültig anerkannt. 

Schließlich haben mehrere Delegationen zusätz- 
liche Kriterien vorgetragen, die sich im einzel- 
nen auf folgende Punkte beziehen: 

— Änderungen in der Struktur der Handelsbe- 
ziehungen und der Verkehrsströme infolge 
der Erweiterung der Gemeinschaft, 


— zusätzliche Streckenentfernungen bei Mit- 
gliedstaaten mit peripherer geographischer 
Lage, 

— Zusatzzeiten wegen der notwendigen Zurück- 
legung einer Seestrecke oder sonstiger Strek- 
kenschwierigkeiten aufgrund der geographi- 
schen Lage, 

— Anreiz für die Verkehrsunternehmen der 
neuen Mitgliedstaaten aus der Möglichkeit, 
multilaterale Verkehrsbeziehungen zu bedie- 
nen, 

— Ausnutzungsgrad der bestehenden bilatera- 
len Genehmigungen. 

Der wirtschaftliche Wert dieser Kriterien wurde 
bestritten; außerdem wurde festgestellt, daß sie 
nicht quantifizierbar seien. 

Schließlich setzte sich die Mehrzahl der Gruppe 
für eine Berechnungsmethode ein, die auf die 
Verwertung der beiden oben unter Ziffer 1 er- 
wähnten Meßzahlen gegründet ist und sich auf 
die dazugehörenden fortgeschriebenen statisti- 
schen Angaben stützt. 

3. Nach Auffassung der Kommission müssen die 
beiden besagten Meßzahlen, auf die im übrigen 
bereits bei der Festlegung der Basisanteile der 
neuen Mitgliedstaaten (für die Zeit vom 1. Ja- 
nuar 1973 bis zum 31. März 1973) zurückgegrif- 
fen worden war, auch im Rahmen der jetzt er- 
folgten Anpassung benützt werden. Ihre Auswer- 
tung mit Hilfe aktualisierter Ziffern führt zu den 
nachfolgenden Anteilen: Dänemark 80, Irland 24, 
Vereinigtes Königreich 129. 

Im übrigen ist die Kommission der Auffassung, 
daß die Auswirkungen der Erweiterung der Ge- 
meinschäft, obwohl sie dem Verkehrsmarkt aller 
Mitgliedstaaten zugute kommen, sich doch in aus- 
geprägterer Form bei der Tätigkeit der Verkehrs- 
unternehmer der neuen Mitgliedstaaten nieder- 
schlagen werden. Diese Auswirkung ist jedoch 
nicht hinreichend genau zu' quantifizieren. Ihr 
Umfang dürfte nur durch eine politische Entschei- 
dung Umrissen werden können, die nach Auffas- 
sung der Kommission zu einer Anhebung um 
30 V. H. der oben erwähnten Anteile führen kann. 
Infolgedessen wird vorgeschlagen, daß folgende 
Basisanteile festgelegt werden: Dänemark 104, 
Irland 31, Vereinigtes Königreich 168. 
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Für 1973 ist den so ermittelten Anteilen die line- 
are Erhöhung von 15 v. H., die in der Verord- 
nung (EWG) 2829/72 für alle Mitgliedstaaten vor- 
gesehen ist, hinzuzurechnen. Für 1974 wird vor- 
geschlagen, die durch dieselbe Verordnung fest- 
gelegte Erhöhung für die neuen Mitgliedstaaten 
auf 20 V. H. heraufzusetzen, um insbesondere der 
zu erwartenden beschleunigten Zunahme ihres 
Güteraustausches infolge der Erweiterung der 
Gemeinschaft Rechnung zu tragen. 
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